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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 20. Dezember 1962 
über den Schutz des Lachsbestandes in der Ostsee 

— Drucksache IV/3257 — 


A. Bericht des Abgeordneten Walter 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 
179. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 5. Mai 
1965 an den Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten federführend sowie an den Aus- * 
schuß für auswärtige Angelegenheiten mitberatend ‘ 
überwiesen. 

Der Ausschuß nahm in seiner Sitzung am 12. Mai 
1965 zur Kenntnis, daß das vorliegende Überein- 
kommen gemäß Artikel 59 Abs. 2 GG der Zustim- 
mung in Form eines Bundesgesetzes bedarf. 

Das Übereinkommen, das am 20. Dezember 1962 
in Stockholm vom Königreich Dänemark, von der 
Bundesrepublik Deutschland und vom Königreich 
Schweden abgeschlossen wurde, ging auf die Ini- 
tiative der schwedischen Regierung zurück, da der 
größte Teil der von den dänischen, schwedischen 
und deutschen Fischern in der Ostsee gefangenen 
Lachse aus schwedischen Flüssen stammt. Die Er- 
haltung des Lachsbestandes in der Ostsee ist heute 
aber nur noch auf dem Wege der künstlichen Er- 
brütung und Aufzucht der jungen Lachse möglich, 
weil die Lachse wegen der zahlreichen Flußverbau- 
ungen ihre gewohnten Laichplätze nicht mehr er- 
reichen können. Solche Förderungsmaßnahmen für 
die Erhaltung des Lachsbestandes in der Ostsee | 


werden von Schweden seit vielen Jahren in groß- 
zügiger Weise durchgeführt. 

Durch das Übereinkommen wird eine Schonung 
des Lachsbestandes angestrebt. So wird für den 
Lachs ein Mindestmaß festgelegt, und die Maschen- 
größe der Treibnetze sowie die Größe der Angel- 
haken werden geregelt. 

In der Ausschußberatung wurde festgestcllt, daß 
für die Kutterfischerei der Bundesrepublik diese 
Schonmaßnahmen gegenüber dem gegenwärtigen 
Zustand keine wesentlichen Änderungen bringen, 
da ähnliche Vorschriften schon in der Schleswig- 
Holsteinischen Fischereiordnung vom 9. Februar 
1960 (GVOBl. S. 18) enthalten sind. 

Der Ausschuß nahm ferner zur Kenntnis, daß 
Schweden und Dänemark das Übereinkommen be- 
reits ratifiziert haben. 

Dem Vorschlag des Bundesrates, Artikel 6 (Berlin- 
Klausel) zu ändern, stimmte der Ausschuß zu. 

Der mitberatende Ausschuß für auswärtige An- 
gelegenheiten hat keine Änderungen vorgeschlagen. 

Namens des Äusschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den 
Gesetzentwurf gemäß Ausschußantrag anzunehmen. 


Bonn, den 14. Mai 1965 


Walter 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3257 — ■ mit 
der Maßgabe, daß in Artikel 6 der zweite Satz ge- 
strichen wird, im übrigen unverändert nach der Vor- 
lage anzunehmen. 


Bonn, den 12. Mai 1965 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Walter 

Berichterstatter 



